
Nachhaltige Finanzpolitik statt Schulden für teure Wahlgeschenke  
 

Die Finanzierung der Mütterrente, der Mehrwertsteuersenkung in der Gastronomie, 

die Reduzierung der Luftverkehrssteuer, eine höhere Pendlerpauschale ab dem 

ersten Kilometer, die Agrardiesel-Rückvergütung – die Liste der Wahlgeschenke von 

Union und SPD ist lang. Diese und die weiteren Maßnahmen des am Mittwoch 

vorgestellten Koalitionsvertrags von Union und SPD werden die Steuerzahlerinnen 

und Steuerzahler mindestens zweistellige Milliardenbeträge kosten. Der 

Bundeshaushalt hat keinen Spielraum für teure Wahlgeschenke, sondern schon jetzt 

ein milliardenschweres Defizit. Schwarz-Rot wird die ambitionslose Politik daher mit 

neuen Schulden finanzieren müssen. Das ist keine nachhaltige Politik. Viele der 

geplanten Steuergeschenke belasten auch die Länderhaushalte unmittelbar. Es kann 

nicht sein, dass der von den Ländern gerade gewonnene Handlungsspielraum von 

0,35% des BIP allein zur Finanzierung von Wahlgeschenken von Schwarz-Rot 

herangezogen werden muss. Generationengerechtigkeit darf keine reine 

Wahlkampffloskel sein.  
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